Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2661 


Sachgebiet 2032 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Klepsch, Ernesti, Stahlberg, 
Baron von Wrangel und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Beförderungsstau 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Inwieweit wurde durch die in der dritten Lesung des Ver- 
teidigungshaushalts 1971 bewilligten 9000 Stellenanhebun- 
gen der Beförderungsstau 

a) bei den Feldwebeln und Oberfeldwebeln, 

b) bei den Hauptleuten und Majoren 
tatsächlich beseitigt? 

2. Trifft es zu, daß, um die bewilligten Stellen zu verbrauchen, 
die in den Beförderungsbestimmungen festgelegten Mindest- 
zeiten und Beurteilungskriterien außer Kraft gesetzt wur- 
den? 

Welche Auswirkungen hat dies auf künftige Maßnahmen? 

3. Kann die Bundesregierung versichern, daß künftig im Hin- 
blick auf die zur Beförderung anstehenden Dienstgradgrup- 
pen kein neuer Beförderungsstau entstehen wird? 

4. Nach welchen Gesichtspunkten werden die durch das Erste 
Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Besol- 
dungsrechts in Bund und Ländern geschaffenen 2310 A-9- 
Stellen für Hauptfeldwebel und Hauptbootsmänner aus den 
A-8-Stellen ausgewählt und nach welchen Gesichtspunkten 
besetzt? Ist beabsichtigt, Hauptfeldwebel und Hauptboots- 
männer, die längere Zeit sich auf einen dieser ausgewählten 
Dienstposten bewährt haben, aber die jetzt zugrunde ge- 
legten Auswahlkriterien nicht voll erfüllen, auch auf diesen 
Dienstposten zu befördern? 

5. Bis wann werden die angehobenen A-9-Stellen besetzt sein? 
Reichen die geschaffenen A-9-Stellen aus, um alle diejenigen 
Unteroffiziere zu berücksichtigen, die die Voraussetzungen 
erfüllen? Welcher Anteil der angehobenen Stellen fällt auf 
die Truppe und welcher auf das Bundesministerium der Ver- 
teidigung? 
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6. Wie verhält sich der Anteil der A-9-Stellen im Bereich der 
Portepee-Unteroffiziere zu dem Anteil der nach A-9 ange- 
wiesenen Beamten des mittleren Dienstes, z. B. in der Finanz- 
verwaltung, in der allgemeinen inneren Verwaltung, im 
Polizeivollzugsdienst? Ist die Bundesregierung der Auffas- 
sung, daß aus Gründen der Gleichbehandlung, vor allem 
unter Berücksichtigung der für den Polizeivollzugsdienst 
vorgesehenen Verbesserung, genügend A-9-Stellen im Be- 
reichter Hauptfeldwebel vorhanden sind? 


Bonn, den 5. Oktober 1971 


Dr. Klepsch 
Ernesti 
Stahlberg 

Baron von Wrangel 
Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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